
Prüfung eines Asylantrages in der Bundesrepublik Deutschland - Ablauf der Überstellungsfrist -  Überstellung 
nach Italien.

Kein subjektives Recht  auf Prüfung des Asylantrages in  der  Bundesrepublik Deutschland wegen Ablaufs der 
Überstellungsfrist.

(Amtlicher Leitsatz)

13 LA 66/14

Oberverwaltungsgericht Lüneburg

Beschluss vom 06.11.2014

T e n o r

Der Antrag der Beklagten auf Zulassung der Berufung gegen das Urteil des Verwaltungsgerichts Oldenburg - 3. 
Kammer (Einzelrichter) - vom 21. März 2014 wird abgelehnt.

Die Beklagte trägt die Kosten des Zulassungsverfahrens; Gerichtskosten werden nicht erhoben.

G r ü n d e

Der Antrag der Beklagten auf Zulassung der Berufung bleibt ohne Erfolg.

Nach § 78 Abs. 3 AsylVfG ist in asylrechtlichen Streitigkeiten die Berufung nur zuzulassen, wenn die Rechts-

sache grundsätzliche Bedeutung hat, das Urteil von einer Entscheidung der in § 78 Abs. 3 Nr. 2 AsylVfG auf -

geführten Gerichte abweicht und auf dieser Abweichung beruht oder ein in § 138 VwGO bezeichneter Verfahrens-

mangel geltend gemacht wird und vorliegt. Nach § 78 Abs. 4 Satz 4 AsylVfG sind in dem Zulassungsantrag die 

Gründe, aus denen die Berufung zuzulassen ist, darzulegen. Die Darlegung erfordert qualifizierte, ins Einzelne 

gehende,  fallbezogene  und aus  sich  heraus  verständliche,  auf  den jeweiligen  Zulassungsgrund bezogene und 

geordnete Ausführungen, die sich mit der angefochtenen Entscheidung auf der Grundlage einer eigenständigen 

Sichtung und Durchdringung des Prozessstoffes auseinandersetzen.

Der von der Beklagten allein geltend gemachte Zulassungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache 

(§ 78 Abs. 3 Nr. 1 AsylVfG) wird nicht in einer den Anforderungen des § 78 Abs. 4 Satz 4 AsylVfG genügenden 

Weise dargelegt bzw. liegt nicht vor.

Eine  Rechtssache  ist  nur  dann grundsätzlich  bedeutsam,  wenn sie  eine  höchstrichterlich  oder  obergerichtlich 

bislang  noch  nicht  beantwortete  Frage  von  allgemeiner  Bedeutung  aufwirft,  die  im  Rechtsmittelverfahren 

entscheidungserheblich  wäre  und  die  im  Interesse  der  Einheitlichkeit  der  Rechtsprechung  oder  der  Weiter-

entwicklung des Rechts einer fallübergreifenden Klärung in einem Berufungsverfahren bedarf. Die grundsätzliche 

Bedeutung einer Rechtssache ist nur dann im Sinne des § 78 Abs. 4 Satz 4 AsylVfG dargelegt, wenn eine derartige 

Frage konkret bezeichnet und darüber hinaus erläutert worden ist, warum die Frage im angestrebten Berufungs-
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verfahren entscheidungserheblich und klärungsbedürftig wäre und aus welchen Gründen ihre Beantwortung über 

den konkreten Einzelfall hinaus dazu beitrüge, die Rechtsfortbildung zu fördern oder die Rechtseinheit zu wahren.

Die von der Beklagten zunächst aufgeworfene Frage,

"ob das Tatsachengericht bei Antragsablehnung gemäß §§ 27a, 34a AsylVfG und gerichtlicher Annahme der  
bestehenden bzw. entstandenen deutschen Verfahrenszuständigkeit nach der Dublin-Verordnung die Streit-
sache dann auch spruchreif machen muss oder unter bloßer Bescheidaufhebung im Ergebnis an das beklagte  
Bundesamt zurückverweisen darf",

würde sich in einem Berufungsverfahren so nicht stellen, weil sich der Kläger hier in ersten Instanz auf einen 

Anfechtungsantrag beschränkt hat und auch in einem Berufungsverfahren daher allein zu überprüfen wäre, ob der  

Bescheid  aufzuheben  ist  oder  nicht  (so  zu  einer  vergleichbaren  Konstellation  auch  OVG Saarl.,  Beschl.  v. 

12.09.2014 -  2  A 191/14 -,  juris  Rn.  10 f.).  Die Frage,  ob ein Verwaltungsgericht  bei  einer  angenommenen 

Verfahrenszuständigkeit der Bundesrepublik Deutschland die Sache spruchreif machen muss, und das von der 

Beklagten in diesem Zusammenhang angeführte Urteil des Verwaltungsgerichtshofes Baden-Württemberg (Urt. v. 

19.06.2012 - A 2 S 1355/11 -, AuAS 2012, 213) betreffen dagegen Verfahren, die - anders als hier - auf die  

Verpflichtung zur Gewährung von Asyl, Flüchtlingsanerkennung oder subsidiärem Schutz gerichtet sind. Davon 

zu unterscheiden ist die Frage, ob sich ein Kläger - wie hier - im Hinblick auf eine Antragsablehnung nach § 27a  

AsylVfG zulässigerweise auf einen Anfechtungsantrag beschränken kann. Diese Frage hat die Beklagte so aber 

nicht  formuliert.  Davon  abgesehen  ist  durch  die  neuere  obergerichtliche  Rechtsprechung,  mit  der  sich  die 

Beklagte nicht weiter auseinandergesetzt hat, auch bereits hinreichend geklärt, dass gegen Entscheidungen des 

Bundesamtes, die Durchführung eines Asylverfahrens nach Maßgabe der Dublin II-Verordnung abzulehnen, eine 

Anfechtungsklage statthaft ist, weil die Zuständigkeitsprüfung nach der Dublin II- bzw. Dublin III-Verordnung der 

Prüfung des  Asylantrags  vorgelagert  und von dem Verfahren  zur inhaltlichen Prüfung des Asylverfahrens  zu 

unterscheiden ist (OVG NRW, Urt. v. 07.03.2014 - 1 A 21/12.A -, juris Rn. 34 ff.; OVG Sachs.-Anh., Urt. v.  

02.10.2013 - 3 L 643/12 -, juris Rn. 21). Ein weitergehender Klärungsbedarf besteht nicht.

Die von der Beklagten weiter aufgeworfene Frage,

"ob  sich  der  Asylantragsteller  im Wege des  gerichtlichen  Rechtsschutzes  auf  die  Einhaltung  der  Frist-
vorgaben,  namentlich  zur  Überstellung  nach  erfolgter  Übernahmezusage  des  als  zuständig  bestimmten 
Staates berufen kann, d.h. ob diese Vorgaben auch drittschützenden Charakter haben, weil sie mit einem 
subjektiven öffentlichen Rechtsanspruch verbunden sind",

rechtfertigt  ebenfalls  nicht  die  Zulassung der Berufung. Das Vorbringen der Beklagten zur Begründung einer  

Grundsatzrüge genügt nicht den dargestellten Anforderungen. Die Beklagte legt nicht dar, dass sich die von ihr  

aufgeworfene Frage unter Berücksichtigung der Rechtsprechung des Gerichtshofes der Europäischen Union nicht 

beantworten lässt. Insbesondere verhält sich die Zulassungsbegründung nicht zu der Entscheidung des Gerichts-

hofes vom 10. Dezember 2013 (- C-394/12 - „Abdullahi“, NVwZ 2014, 208), nach der ein Asylbewerber nach  

einem erfolgreichen Aufnahmeersuchen mit  dem in Art.  19 Abs.  2 Dublin II-VO vorgesehenen Rechtsbehelf  

gegen die Überstellung der Heranziehung des in Art. 10 Abs. 1 der Verordnung niedergelegten Zuständigkeits -

kriteriums  nur  mit  dem  Einwand  systemischer  Mängel  des  Asylverfahrens  und  der  Aufnahmebedingungen 
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entgegentreten kann. Auch wenn diese Ausführungen des Gerichtshofes ausdrücklich nur im Zusammenhang mit  

der Bestimmung der Zuständigkeit eines Mitgliedsstaats gemäß dem Kapitel III der Dublin II-Verordnung erfolgt  

sind, hätte sich die Beklagte zumindest mit der naheliegenden Annahme auseinandersetzen müssen, ob aufgrund 

dieser Entscheidung nicht auch die Frage, ob sich ein Asylbewerber mit Erfolg auf einen Zuständigkeitsübergang 

nach den im Kapitel V geregelten Art. 16 ff.  Dublin II-VO berufen kann, im verneinenden Sinne als geklärt  

anzusehen ist.

Auch  in  der  Sache  besteht  kein  Klärungsbedarf,  weil  sich  die  von der  Beklagten  aufgeworfene  Frage  unter 

Berücksichtigung  der  genannten  Entscheidung  des  Gerichtshofes  der  Europäischen  Union  und  der  Recht-

sprechung des Bundesverwaltungsgerichts  in diesem Sinne beantworten lässt.  Die tragenden Erwägungen der 

zitierten Entscheidung des Gerichtshofes gelten nicht nur für das im Kapitel III geregelte Zuständigkeitsregime, 

sondern in gleicher Weise auch für die Regelungen der Art. 16 ff. Dublin II-VO. Auch diese Vorschriften hat der 

Unionsgesetzgeber erlassen, „um die Behandlung der Asylanträge zu rationalisieren und zu verhindern, dass das 

System dadurch stockt, dass die staatlichen Behörden mehrere Anträge desselben Antragstellers bearbeiten müs-

sen,  und  um  die  Rechtssicherheit  hinsichtlich  der  Bestimmung  des  für  die  Behandlung  des  Asylantrags 

zuständigen Staates zu erhöhen und damit dem „forum shopping“ zuvorzukommen, wobei all dies hauptsächlich  

bezweckt, die Bearbeitung der Anträge im Interesse der Asylbewerber als auch der teilnehmenden Staaten zu 

beschleunigen“  (EuGH,  a.a.O,  Rn.  53).  Einer  der  „Hauptzwecke  der  Verordnung  [besteht  nach  dieser 

Entscheidung] in der Schaffung einer klaren und praktikablen Formel für die Bestimmung des für die Prüfung  

eines Asylantrags zuständigen Mitgliedstaats, um den effektiven Zugang zu den Verfahren zur Bestimmung der  

Flüchtlingseigenschaft  zu  gewährleisten  und  das  Ziel  einer  zügigen  Bearbeitung  der  Asylanträge  nicht  zu 

gefährden“ (EuGH, a.a.O.,  Rn. 59).  Vorrangiges Ziel  der  Dublin II-Verordnung insgesamt,  und nicht  nur der 

Zuständigkeitskriterien  des  Kapitels  III,  ist  danach  eine  möglichst  eindeutige  Bestimmung  des  zuständiges 

Mitgliedstaates und in der Folge eine zeitnahe Prüfung des Asylantrages. Der Unionsgesetzgeber wollte einem 

Asylbewerber mit der Dublin II-Verordnung (wie im Übrigen auch mit der Dublin III-Verordnung) aber keine 

weitergehende Rechtsposition einräumen, seinen Asylantrag in einem ganz bestimmten Mitgliedstaat, in dem er 

einen (weiteren) Asylantrag gestellt hat, prüfen zu lassen.

In diesem Sinne sind auch neuere Entscheidungen des Bundesverwaltungsgerichts zu verstehen, in denen es die 

zitierten Ausführungen des Gerichtshofes ausdrücklich auch im Hinblick auf die Vorschrift des Art. 17 Abs. 1 Satz 

2 Dublin II-VO zur Geltung bringt, ohne die von der Beklagten als grundsätzlich klärungsbedürftig aufgeworfene 

Frage auch nur zu problematisieren (vgl. Beschl. v. 21.05.2014 - 10 B 31.14 -, juris Rn. 4; Beschl. v. 14.07.2014 -  

1 B 9.14, 1 PKH 10.14 -, juris Rn. 4). Das Bundesverwaltungsgericht stellt den Zusammenhang zwischen der 

genannten Entscheidung des Gerichtshofes und einer behaupteten Verfahrenszuständigkeit  infolge Fristablaufs 

nach  Art.  17  Abs.  1  Satz  2  Dublin  II-VO  zwar  nur  im  Rahmen  seiner  Ausführungen  zu  den  Darlegungs -

anforderungen  an  eine  Grundsatzrüge  her.  Die  Argumentation  des  Bundesverwaltungsgerichts  lässt  aber 

hinreichend deutlich erkennen, dass es der neueren Rechtsprechung des Gerichtshofes der Europäischen Union 

entnimmt, ein Asylbewerber könne gegen eine Überstellung in einen anderen Mitgliedstaat, der als zuständiger 

Mitgliedstaat  der  Aufnahme  zustimmt,  mit  dem Rechtsbehelf  gegen  die  Überstellung  nur  mit  dem Einwand 
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systemischer Mängel des Asylverfahrens und der Aufnahmebedingungen für Asylbewerber entgegentreten. Er hat 

danach also kein umfassendes subjektiv-öffentliches Recht auf eine Überprüfung, ob der zur Aufnahme bereite 

Mitgliedstaat  tatsächlich  nach  objektivem Recht  der  nach  dem Zuständigkeitsregime  der  Dublin  II-VO auch 

zuständige Mitgliedstaat ist oder ob nicht zwischenzeitlich ein anderer Mitgliedstaat bzw. - durch Zeitablauf oder 

durch konkludenten Selbsteintritt - die Bundesrepublik Deutschland zuständig geworden ist (so ausdrücklich auch 

Berlit, jurisPR-BVerwG 12/2014 Anm. 3, Buchst. B am Ende). Auch nach dem Verständnis des Bundesverwal-

tungsgerichts  kann eine  Berufung auf  eine  Verletzung von Verfahrens-  und Fristenregelungen der  Dublin  II-

Verordnung der Klage eines Asylbewerbers demnach grundsätzlich nicht zum Erfolg verhelfen.

Schließlich ist zu berücksichtigen, dass auch einzelne Obergerichte, die sich bereits mit dieser Frage beschäftigt  

haben, jedenfalls im Grundsatz übereinstimmend zu dem Ergebnis kommen, dass sich Asylbewerber nicht mit  

Erfolg auf einen Zuständigkeitsübergang nach den Art. 16 ff. Dublin II-VO berufen können (Hess. VGH, Beschl.  

v. 25.08.2014 - 2 A 975/14.A -, juris Rn. 17; OVG Rheinl.-Pf., Urt. v. 21.02.2014 - 10 A 10656/13 -, juris Rn. 33).  

Soweit der Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg mit Urteil vom 27. August 2014 (- A 11 S 1285/14 -, juris  

Rn. 59) einen solchen „Einwendungsausschluss“ nur unter der Einschränkung annimmt, dass die Überstellung an  

den bisher zuständigen Mitgliedstaat noch zeitnah möglich sei,  ist  für den Senat nicht ersichtlich, dass dieser 

Ansatz in dem hier zu entscheidenden Fall zu einer abweichenden Bewertung führen könnte. Der Verwaltungs-

gerichtshof  führt  in  seiner  Entscheidung  weiter  aus,  dass  -  der  auch  im  vorliegenden  Verfahren  in  Frage  

kommende Aufnahmestaat - Italien die Vorgaben und Mitteilungen Deutschlands zu dem behaupteten Ablauf einer  

Überstellungsfrist  regelmäßig  akzeptiert  und  davon auszugehen sei,  dass  eine  Überstellung  (auch  noch nach 

Ablauf der Überstellungsfrist) zeitnah möglich sei.

Nach  alldem bedarf  die  von  der  Beklagten  aufgeworfene  Frage  keiner  fallübergreifenden  Klärung  in  einem 

weiteren Berufungsverfahren. Zwar hätte das Verwaltungsgericht die Klage nach den dargestellten Grundsätzen 

mangels  Verletzung  subjektiver  Rechte  des  Klägers  abweisen  müssen.  Da  in  Streitigkeiten  nach  dem Asyl -

verfahrensgesetz der Zulassungsgrund der ernstlichen Zweifel an der Richtigkeit des angegriffenen Urteils aber 

nicht  zur Verfügung steht  und die  Entscheidung des Verwaltungsgerichts  im Zulassungsverfahren daher auch  

keiner Richtigkeitskontrolle des Senats unterliegt, ist die Zulassung der Berufung gleichwohl nicht gerechtfertigt.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 2 VwGO. Gerichtskosten werden gemäß § 83b AsylVfG nicht  

erhoben.
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